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Frau Soland,Herr Cramer,
beim Bau des Biozentrums sind
DutzendeMillionen
Steuergelderwegen Fehlern
dahingeschmolzen. Finden Sie
es gegenüber der Basler
Bevölkerung fair, jetzt den
«Mehrwert» dieserMehrkosten
zu betonen?
Tanja Soland: (zögert) Ja.Wir sind
in der Pflicht, aufzuzeigen, was
wir für diese rund 100 Millionen
FrankenMehrkosten bekommen
haben.Wasmit diesemGeld pas-
siert ist. Der grösste Teil wurde
für Sachen ausgegeben, die es
brauchte und die den Wert des
Gebäudes auf rund 400Millionen
Franken gesteigert haben. 25 bis
30 Millionen hat man aber wirk-
lich – nun ja – zum Fenster raus-
geworfen. Dieser Teil ergibt sich
beispielsweise aus Bauschäden
und Verzögerungen. Das hätte
nicht passieren dürfen.
Conradin Cramer: Ich glaube, es
ist auchwichtig, zu betonen,was
für ein tolles Gebäude amSchluss
für die Uni, die Forschenden und
Studierenden entstanden ist.Das
Biozentrum steht nun, es funkti-
oniert und ist beliebt.Das ist auch
ein Teil dieser Geschichte. Das
heisst aber nicht, dass ich schön-
redenwill,was falsch gelaufen ist.
Oder versuche, einen Mehrwert
zu kreieren, wo keiner ist.

Aber die Kommunikations-
agentur Farner sagt, sie
habe 2019 imAuftrag der
Regierungen beider Basel den
Begriff desMehrwerts kreiert
–wohl, um dieMehrkosten
gegenüber der Bevölkerung
positiver zu vermarkten.
Cramer:Das ist falsch.Wir haben
Farner mandatiert, weil wir als
drei verschiedeneAkteure –Basel-
Stadt, Baselland und die Univer-
sität–einheitlichkommunizieren
und uns nicht gegeneinander
ausspielen lassen wollten.

Ihre eigenenMedienstellen
wären damit überfordert
gewesen?
Cramer: Ja. Es war eine absolute
Krisensituation.WirhabenFarner
nicht aus Imagegründenmanda-
tiert, sondernweilwirverhindern
wollten, dass aufgrund einer
schlechten Kommunikation das
Bauprojekt auf den letzten Me-
tern scheitert.

Man hat ins Biozentrum auch
zusätzliche Dingewie ein
Veloparking eingebaut, die
man zwar jetzt als Mehrwert
definiert, die aber in ihrer
Summe aus dem genehmigten
Budget fallen.
Cramer: Bei einem Forschungs-
gebäude, das über einen solch
langen Zeitraum hinweg ent-
steht, muss es möglich sein, auf
veränderte Anforderungen zu
reagieren.

Dafür hätteman von Beginn
wegmehrReserven einplanen
müssen.
Cramer: Selbstverständlich. Das
ist eine offensichtliche und be-
rechtigte Kritik. Daraus haben
wir auch schon gelernt.Neuwird
die Uni selbst dafür verantwort-
lich sein, im Budgetrahmen zu
bleiben, wenn ihre Anforderun-
gen an ein Gebäude über die Zeit
hinweg wachsen.

Herr Cramer, IhrVorgänger
Christoph Eymann hat im
Interviewmit dieser Zeitung
gesagt, niemand habe beim
Projekt Biozentrum schludrig
gearbeitet.Würden Sie diese
Aussage unterschreiben?
Cramer: (zögert)DieMitarbeiten-
den von Kantons- und Universi-
tätsseite haben sehr verantwor-
tungsvoll gearbeitet. Aber wir
kennen alle diese Fälle von Sub-
unternehmern beimBiozentrum
– etwa die groben Fehler bei der
Sanitärplanung –, wo selbstver-
ständlich miserabel gearbeitet
wurde.Aberklar:Auch beimKan-
ton ist nicht alles super gelaufen.
Auch uns sind Fehler passiert.

Auch Ihnen persönlich?
Cramer: Ja, natürlich sind auch
mir Fehler passiert. Ich habe 2017
ein schwieriges Departement
übernommenmit vielen offenen
Dossiers und mich dann infor-
mieren lassen, wie es um dieses
Biozentrum steht. Seitdem war
ich beim Biozentrum mit nichts
anderem beschäftigt alsmit Kri-
senbewältigungunddemAbweh-
ren derTotalkatastrophe – näm-
lich dem Baustopp. Man musste
schnell reagieren, und das haben
wir mit dem Einsetzen einer
Taskforce undanderenMassnah-
menauchgemacht.Dieparlamen-
tarischeUntersuchungskommis-
sion (PUK) anerkennt dies auch,
was fair ist. Aber klar: Im Nach-
hinein hätte ich Dinge anders

machen, vielleicht noch schnel-
ler reagieren, noch dezidierter
agieren können.

Eymann hat in der BaZ
vertieften Einblick in die Arbeit
der höchsten Kontrollinstanz
gegeben. Dieser Lenkungs-
ausschuss, dem Eymann und
später Sie, Herr Cramer,
vorsassen, stehtwegen
mangelnderAufsicht in der
Kritik. Denken Sie auch, dass
zu viele Menschen in der
Verantwortungwaren?
Cramer: Auf jeden Fall. Die Ver-
antwortungen waren zu wenig
genau definiert.

In derWissenschaft nenntman
das «Verantwortungsdiffusion»:
DieVerantwortlichen hoffen
jeweils auf die anderen,was zur
Folge haben kann, dass die
Arbeit am Ende dann von gar
niemandemmehr gemacht
wird.War das hier so?
Cramer: (zögert) Ja, nun, das war
von derAnlage her,wie das Pro-
jekt organisiert war, sicher so.

Hierwird es tricky.Wie
konnten Sie vergangeneWoche
trotz dieser Einsicht vor Ihr
Parlament stehen und
behaupten, dass die Aufsichts-
pflicht immer zur Genüge
wahrgenommenworden sei?
Soland:Wir haben im Nachgang
der Grossratsdebatte innerhalb
derRegierung nochmals intensiv

diskutiert. Ich glaube,man kann
unsere Aussage wirklich falsch
verstehen. Fehlentscheide hat es
gegeben.Wir haben diese Fehler
einfach nicht dem Begriff «Auf-
sichtspflichten» zugeordnet. Die
Mehrkosten undVerzögerungen
sind weniger eine Frage der
Aufsicht, sondern eine Folge der
Fehlplanungen zu Beginn des
Projekts.

Gehört es denn nicht zu einer
Aufsichtspflicht, dassman
kritischeVoten von Projekt-
involvierten ernst nimmt?
Cramer:Doch, selbstverständlich.

Das ist aber nicht passiert.
Einige Beispiele: Der
Bautreuhänder äusserte sich
bereits 2010 kritisch über den
Generalplaner,weil er so
unerfahren ist. ImMärz 2012
warnte der Bautreuhänder,
dass dasAusstattungsbudget
knapp bemessen sei. Ende 2015
leitete der Generalplaner selbst
eine Untersuchung bei seinem
eigenen Projekt ein, ob die
geforderten Standards erfüllt
werden. Da hätteman doch
eingreifenmüssen.
Cramer: Füruns, die damals noch
nicht involviert waren, ist es
natürlich schwierig, das zu be-
urteilen. Zu denVorfällen, die Sie
hier schildern, sage ich: Mögli-
cherweise hätte man zu diesem
frühen Zeitpunkt noch anders
reagieren können.

Soland:Aber ich finde, dasswirk-
lich Fehlentscheide passiert sind.
Das möchte ich hier festhalten.
Du sagst (an Cramer gewandt), die
Regierung hätte es möglicher-
weise ändern können. Ich sage:
Die Regierung hätte es ändern
können. Wir haben auch schon
Projekte begleitet, diewir als Re-
gierung nochmals angeschaut
und befunden haben: «Nein, so
geht das nicht. Da müssen wir
jetzt nochmals zurück.»Das kann
eine Regierung.

Kann odermuss sie?
(Kurzes Schweigen) Cramer: Für
uns ist das schwierig.Wirwaren
damals nicht dabei.

Das Parlament hat eineMillion
Franken gesprochen, um dieses

«25 bis 30Millionen hat man – nun ja
Biozentrum Die Regierungsmitglieder Tanja Soland (SP) und Conradin Cramer (LDP) schlagen im Interview neue, sehr selbstkritische

Conradin Cramer und Tanja Soland bedauern, welchen Eindruck die Regierung bei der Aufarbeitung des Baudebakels Biozentrum hinterlassen hat. Foto: Nicole Pont

Er stand dem
Lenkungsausschuss vor

Erziehungsdirektor Conradin
Cramer hatte seit seinem Amts-
antritt im Jahr 2017 auch den
Vorsitz des Lenkungsausschusses
Biozentrum inne. Damit war er
direkt in die Affäre verwickelt. Ihm
wird unter anderem vorgeworfen,
zu lange zugewartet zu haben, bis
er reagierte. Gleichzeitig ist ihm zu
attestieren, dass er griffige Mass-
nahmen wie etwa eine Taskforce
umgesetzt hat. Der 43-jährige
Cramer hat in Rechtswissen-
schaften habilitiert. Er gehört der
Partei LDP an. (jam/kha)

Sie vertrat in der Debatte
die Position der Regierung

Finanzdirektorin Tanja Soland hat
in der Grossratsdebatte zum
PUK-Bericht die Position der
Regierung vertreten. Diese
Aufgabe wurde ihr zugeteilt, weil
ihr Departement in dieser
Angelegenheit schon eine externe
Analyse in Auftrag gegeben hatte.
Soland ist seit 2020 Regierungs-
rätin in Basel-Stadt und war
insofern nur am Rande in das
Baudebakel involviert. Die promo-
vierte Juristin ist 47 Jahre alt und
gehört der Partei SP an. (jam/kha)

«Ich finde,
dass wirklich
Fehlentscheide
passiert sind.
Dasmöchte ich
hier festhalten.»
Tanja Soland
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Debakel schonungslos
aufzuarbeiten. Dass dieses
Kollegialitätsprinzip nun in die
Vergangenheit zurückreichen
soll, ist vor diesemHintergrund
seltsam.
Soland:Das ist halt einfach so, in
einem gewissen Masse. Wenn
man als Behörde denkt, fühlt
man sichmitverantwortlich und
auch mitschuldig. Jetzt sind wir
verantwortlich. Wir müssen die
Dinge jetzt ändern.
Cramer: Richtig, das ist der ent-
scheidende Punkt. Unserewich-
tigste Aufgabe ist es, sicherzu-
stellen, dass solch ein Desaster
nie mehr passiert.

Herr Cramer,wiewar das bei
derAmtsübergabe: Hat Sie Herr
Eymann als IhrVorgänger im
Lenkungsausschuss auf die
Probleme beim Biozentrum
hingewiesen?
Cramer: Die Information ist
hauptsächlich über dieMitarbei-
tenden gelaufen. Sehr schnell
standen wir vor der Situation,
dass man befürchten musste,
dass es zu einer Katastrophe
kommt, also zu einem Baustopp
wie etwa beim Berliner Flug-
hafen. Das zu verhindern, war
unsere Hauptarbeit. Dabei sind
sicher auch nochmals Fehler pas-
siert, aber es ist uns gelungen,
diese Katastrophe zu vermeiden.

Herr Cramer, die PUK
kritisiert, dass Sie als neuer

Vorsitzender des
Lenkungsausschusses
ebenfalls zu langewarteten,
bis Sie handelten.
Cramer: Das ist eine Kritik, die
ich annehmen muss. Ich hatte
am 8. Februar 2017 angefangen,
kurz darauf waren Fasnachts-
ferien, und allewarenweg, dann
stand imMärz die Lenkungsaus-
schusssitzung an.Vielleicht hätte
man dort noch aktiver und noch
schärfer handeln müssen.

In diesemAufsichtsgremium
sassen Sie ja nicht allein.
Warumhat keines der
langjährigenMitglieder dieses
LenkungsausschussesAlarm
geschlagen?
Cramer: Diese Frage kann man
sich stellen.

Offenbar hat sich niemand aus
diesem Lenkungsausschuss
verantwortlich gefühlt.
Niemand hat aktivAntworten
von der Bauseite eingefordert,
als manmerkte, dass da
ständig Probleme auftauchen
und der Generalplaner
offensichtlich überfordert ist.
In der realenWeltwar das
Projekt amAbrutschen. Der
Lenkungsausschuss aber hat
davon nichtsmitbekommen.
Wie kann das sein?
(Schweigen, Soland und Cramer
tauschen Blicke) Cramer: Ja, nun,
als ich 2017 in den Lenkungsaus-
schuss kam, war die Situation
schon dramatisch. In diesemMo-
ment die Struktur dieses Gremi-
ums zu verändern und zu sagen
«So, und jetzt übernimmt eine
Person die Verantwortung», ist
wohl nicht machbar. Das hätte
man früher, alsman sich noch in
einer Schönwetter-Situation be-
fand, tun müssen. Wir waren in
der besagten Situation aber nicht
dort.Wir beurteilen sie imNach-
hinein. Das ist immer einfacher.
Wirmöchten es uns nicht so ein-
fach machen, im Rückblick mit
dem Finger auf unsere Vorgän-
ger zu zeigen. Aber wir stellen
fest: Der Regierungsrat – inwel-
cher Zusammensetzung auch
immer – hätte besser reagieren
müssen.

Als sich dasAusmass des
Debakels zeigte,waren da Ihre
Kolleginnen und Kollegen im
Lenkungsausschuss
überrascht?
Cramer: Ja,man hat nicht erwar-
tet, dass jeweils immer das ne-
gativste Szenario eintritt. Das hat
auch bei gestandenen Fachleuten
zu einem gewissen Erstaunen
und auch Entsetzen geführt.We-
sentlich ist für mich aber auch
hier, dass dies nicht paralysiert
hat, sondern man Verstärkung
von aussen holte, um die Katast-
rophe abzuwenden.Wirmussten
den Baustopp verhindern, und
immerhin das ist uns gelungen.

Das ist auch gelungen,weil
man 2019 eine Lösung
gefunden hat,wie die
Mehrkosten gestemmtwerden
können. Diese lautete: Die Uni
übernimmt den grösstenTeil
und schiesst den Rest vor. Hat
es damals eine Rolle gespielt,
dassman auf dieseWeise nicht
vor den Baselbieter Landrat
gehenmusste, der einen Strich
durch die Rechnung hätte
machen können?

Cramer: Ja, das war der Haupt-
grund.

Dieses Zugeständnis kommt
jetzt aber überraschend.
Cramer: Wir haben gemeinsam
entschieden, dass man zu die-
sem kritischen Zeitpunkt keine
Parlamentsdebatte wollte, weil
es das Risiko eines Baustopps
barg,wenn auf einmal die Liqui-
dität infrage gestellt wäre. Dann
haben wir einen Weg gesucht
undgefunden,derselbstverständ-
lich korrekt war, den wir uns
so aber auch nicht gewünscht
hatten.

Nun besteht ein Risiko, dass die
Uni auf denMehrkosten sitzen
bleibt.
Cramer: Beide Regierungen ha-
ben sich verpflichtet, diese Kos-
ten beim nächsten Universitäts-
budget voll zurückzuerstatten.
Es besteht immer ein Risiko, dass
die Parlamente einenAntrag der
Regierung für zu hoch empfin-
den. Das ist bis jetzt bei der Uni-
versität aber zumGlück noch nie
passiert.
Soland: Die Uni gehört schliess-
lich den beiden Kantonen. Dar-
um ist die Sicherheit hier viel
grösser als bei anderen Unter-
stützungsbeiträgen.

Das tönt jetzt ja sehr
harmonisch. Der frühere
Präsident des Universitätsrats
Ueli Vischer bezeichnete diese
Finanzierungslösung imNach-
hinein als «Sauerei». Herr
Cramer, Siemüssen ihnmassiv
bezirzt haben, dass er dieser
Vorgehensweise zustimmte.
Cramer: (schmunzelt) Das war
eine intensive Zeit vonVerhand-
lungen zwischen den Kantonen
Basel-Landschaft und Basel-
Stadt sowie derUniversität.Man
hat versucht, zusammen das
Beste rauszuholen.Die Betonung
liegt auf «zusammen».Das haben
wir am Schluss auch geschafft.

Aber die Uni ist damit ja
nicht glücklich.
Cramer: Aus Sicht der Universi-
tät wäre es natürlich angeneh-
mer gewesen, die Mehrkosten
wären direkt von den Kantonen
getragen worden. Aber Sie kön-
nenmit jederVertreterin und je-
dem Vertreter der Uni reden: Es
sind alle klar der Meinung, dass
alles besserwar als ein Baustopp.
Klar haben nicht alle gejubelt,
aber es ging nicht anders.

EinVorstoss im Parlament
fordert nun, diese
Finanzierungslösung
rückgängig zumachen und
sie neu über die Kantone
aufzugleisen. Sie könnten nun
kurzfristigmehr Sicherheit für
die Uni schaffen,wenn Sie

diesenVorstoss unterstützen
würden.
Cramer: Ich freuemich sehr, dass
sich Leute im Grossen Rat so für
die Uni einsetzen.Aberwirmüs-
sen jetzt schauen, wie wir das
handwerklich gut abwickeln. Es
ist auch zu bedenken, dass dies
immer zusammenmit Baselland
als dem anderen Trägerkanton
anzugehen ist.

Sie zeigen sich hier in
diesemGespräch sehrviel
selbstkritischer als vor einer
Woche im Grossen Rat. In der
Parlamentsdebatte hatteman
den Eindruck, die Exekutive
wolle sich aus der
Verantwortung stehlen.
Cramer: Ich bedauere es ausser-
ordentlich, dass der Eindruck
entstanden ist, der Regierungs-
rat würde zu wenig Selbstkritik
üben.Auch dasmüssenwirwohl
auf unsere Kappe nehmen. Es ist
aber nicht so,wie es ankam.Wir
wollten immer schonungslose
Transparenz darüber,was falsch
gelaufen ist.Wir haben dieArbeit
der PUK immervorbehaltlos un-
terstützt.

Das kam bei der PUKnicht
so an. Die Stellungnahme
der Regierung – vorgetragen
von Ihnen, Frau Soland –
wirkte so, als ob diemeisten
PUK-Feststellungen schon
längst bekanntwären und
der Rest falsch.
Soland:Daswarnicht derGedan-
ke. Wir wollten zum Ausdruck
bringen, dass wir in den wich-
tigsten, den gröbsten Fehlernmit
der PUK überein gehen.

Frau Soland, Sie haben in der
Debatte ungewohnt
teilnahmslos gewirkt.Wir
hatten das Gefühl, dass Sie
selber nichtwirklich hinter
dem stehen,was Sie da
vorgelesen haben.
Soland: Ich lese wahnsinnig un-
gern vor. Ich hatte das Gefühl,
mir Mühe gegeben zu haben.
Aberwas sichermissverständlich
war und mir beim Vorlesen auf-
fiel, war dieser klare Satz, als es
umdieAufsichtspflicht ging («Die
Aufsicht war auf allen Ebenen
gewährleistet, und sie wurde
auch wahrgenommen», Anm. d.
Red.). Ich dachtemir: Das tönt ir-
gendwie zu absolut. Wir hatten
das nicht so gemeint.

Hatten Sie denn die Stellung-
nahme an diesemMittwoch
zum erstenMal gelesen?
Soland: Nein, aber es ist immer
anders,wennman etwas laut vor-
liest. Irgendwie habe ich erst
dann realisiert,wie derSatzwirkt.
Cramer:Manmuss sich bewusst
sein: Die PUK hat auch allfällige
strafrechtliche Untersuchungen
erwähnt. Es ist auch unsereAuf-
gabe als Regierungsmitglieder,
uns vor die Mitarbeitenden zu
stellen und festzuhalten, dass
hier keine Pflichten verletztwur-
den. Es war uns aber immer ein
Bedürfnis, mit der notwendigen
Ernsthaftigkeit auf den PUK-
Bericht zu antworten.Das ist lei-
der anders rübergekommen und
wurde teils so wahrgenommen,
dass wir uns verstecken oder
arrogant auftreten würden. Ich
bedaure das ausserordentlich.
Auch das müssen wir bei einem
nächsten Mal anders machen.

– zum Fenster rausgeworfen»
Biozentrum Töne an und gestehen Versäumnisse ein – eigene und solche der Vorgängerregierung.

Mit vier Jahren Verspätung und rund 100 Millionen Franken
Mehrkosten eröffnet: Das Biozentrum der Uni Basel. Foto: Dominik Plüss

—Biozentrum:
Ein 73 Meter hohes Laborhoch-
haus auf dem Schällemätteli-
Areal. Es wurde für die Uni Basel
gebaut, die von den beiden Kan-
tonen Basel-Stadt und Baselland
getragen wird. Der Neubau ist
wesentlicher Bestandteil eines
neuen Lifesciences-Campus in
Basel. Das Gebäude wurde im
September 2021 mit vierjähriger
Verspätung offiziell eröffnet. Ur-
sprünglichwaren 327,6Millionen
Frankenbudgetiert, amEnde kos-
tet der Bau gemäss den neusten
Erkenntnissen um rund 100Mil-
lionen Franken mehr.

—PUK:
Der Grosse Rat von Basel-Stadt
hat im Januar 2020 beschlossen,
die Geschäftsprüfungskommis-
sion in der Biozentrum-Angele-
genheit mit den Befugnissen
einer parlamentarischen Unter-
suchungskommission (PUK) aus-
zustatten. Das Parlament liess
sich diese politischeAufarbeitung
rundeineMillionFrankenkosten.
Die PUK hatte zu untersuchen,
wie es zu den massiven Kosten-
überschreitungen und der zeit-
lichen Verzögerung gekommen
ist. Sie wies in ihrem 317 Seiten
schweren Schlussbericht 95 Fest-

stellungenund56Empfehlungen
aus. Insbesondere bemängelte
sie eine ungenügende Planung,
eine unzureichende Wahrneh-
mung der Aufsichts- und Sorg-
faltspflichten und ein unklares
Prozedere bei der Übernahme
der Mehrkosten.

—Lenkungsausschuss:
Das strategische Entscheidungs-
organ und die höchste Kontroll-
instanz bei der Planung und dem
Bau des Biozentrums.Darin hat-
ten zwei Regierungsmitglieder
aus beiden Basel sowie derPräsi-
dent des Universitätsrats Einsitz.
Der Vorsitz oblag dem Erzie-
hungsdepartement Basel-Stadt.

—Vorfinanzierung:
Um die Finanzierung der Mehr-
kosten abzuwickeln, haben die
Kantone Basel-Stadt und Basel-
land sowie derUniversitätsrat be-
schlossen, dass die Uni dieMehr-
kosten vorfinanziert. Die Regie-
rungen haben festgehalten, dass
dieses Geldmit denGlobalbeiträ-
gen in dernächsten Leistungspe-
riode wieder zurückfliessen soll.
Im Parlament gibt es Bestrebun-
gen, diese Finanzierungslösung
rückgängig zu machen und neu
aufzugleisen. (jam/kha)

Die wichtigsten Begriffe

«Wirmussten
den Baustopp
verhindern, und
immerhin das ist
uns gelungen.»
Conradin Cramer

So ist und war der Lenkungsausschuss zusammengesetzt

—Der Vorsitz gebührt dem
Vorsteher des Erziehungs-
departements: Alt-Regierungsrat
Christoph Eymann, 2009–2017 /
Regierungsrat Conradin Cramer,
2017 bis heute
—Den stellvertretenden Vorsitz
hat die Bildungs-, Kultur- und
Sportdirektion des Kantons
Baselland inne: Alt-Regierungsrat
Urs Wüthrich, 2009–2015 /
Regierungsrätin Monica
Gschwind, 2015 bis heute
—Die Universität Basel wird vom
Vorsitzenden des Universitätsrats

vertreten: Ueli Vischer, 2009–2019
/ Beat Oberlin, 2020 bis heute
—DesWeiteren ist die Bau- und
Umweltschutzdirektion des Kan-
tons Baselland vertreten: Alt-Regie-
rungsrat Jörg Krähenbühl, 2009–
2012 / Alt-Regierungsrätin Sabine
Pegoraro, 2012–2019 / Regierungs-
rat Isaac Reber, 2019 bis heute
—Und das Bau- und Verkehrs-
departement von Basel-Stadt:
Alt-Regierungsrat Hans-Peter
Wessels, 2009–2021 /
Regierungsrätin Esther Keller, 2021
bis heute. (kha/jam)


